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als auch, der Gewerkschaften sehen. Man fühlt allge
mein, daß Gesdiäftsgewinne mehr als bisher zu Preis
senkungen benutzt werden sollten. Direkte Einfluß
nahme auf das Preisgefüge, etwa durch Einfuhrlibera
lisierung, wird aber nicht einmal diskutiert. W as die 
Ausfuhr anbetrifft, so sprechen Industrielle oft von 
der Gefahr einer Beeinträchtigung der britischen W ett
bewerbsfähigkeit durch Lohnerhöhungen. Tatsächlich 
beruht Englands Exportstellung aber nicht vorwiegend 
auf einem Preisvorsprung. Kürzere Lieferfristen und 
stärkere Beachtung ausländischer Geschmacksan

sprüche würden wahrscheinlich der britischen Ausfuhr 
mehr helfen als Preissenkungen; auch eine Ausdeh
nung der Hochkonjunktur in W esteuropa auf die für 
England traditionell wichtigeren Überseemärkte würde 
für die britische Industrie äußerst w ertvoll sein. Bei 
voller Anerkennung der W ichtigkeit besonderer An
strengungen im Export glauben aber Regierung und 
W irtschaftskreise, daß der Schlüssel zur Überwindung 
der periodischen Schwierigkeiten in der Aufrechterhal
tung des Gleichgewichts zwischen Erzeugung, Ver
brauch und Investitionen im eigenen Lande liegt.

Zur Debatte steht: Eínheitsgewerksdiaft und Gewissensfreiheit
D e r  Deutsche Gewerkschaftsbund 
kann mit dem Publizitätserfolg, 
den er bei der Verteidigung seines 
Einheitsanspruches erreid it hat, 
recht zufrieden sein. Mit wenigen 
Ausnahmen hat die breite Öffent
lichkeit aus allen wirtschaftspoli
tischen Lagern das System der Ein
heitsgewerkschaft bejaht. Und es 
wird nach dieser eindeutigen Stel
lungnahme kaum damit zu rechnen 
sein, daß auf längere Zeit ein tiefe
rer Einbruch in die Einheitsfront 
erzielt wird. Dieser Erfolg dürfte 
dem DGB aber auch eine Verpflich
tung auferlegen, die er nicht ver
nachlässigen sollte.

Die Gewerkschaft hat in erster 
Linie einen sozialpolitischen Auf
trag seiner M itglieder auszuführen. 
Um diesen Auftrag in voller Ein
m ütigkeit und mit größtmöglichem 
Erfolg durchsetzen zu können, muß 
sie sich von der unseligen histo
risch bedingten Verflechtung mit 
politischen Ideologien freimachen. 
Gerechterweise muß man trotz ge
legentlicher Rückfälle in m arxisti
sche Klassenkampftheorien aner
kennen, daß in der deutschen Ge
werkschaftsbewegung starke Kräfte 
lebendig sind, die überparteiliche 
und überkonfessionelle Berufung 
durchzusetzen.

Allen ist die Gefahr bewußt, daß 
durch eine ideologische Aufspal
tung der Gewerkschaftsorganisa
tion die im Interesse der Staats
politik angestrebte Entpolitisierung 
des gewerkschaftlichen W irkens 
zunichte gemacht wird und eine 
politische Radikalisierung der ideo
logisch ausgerichteten Einzelgrup
pen neuen Auftrieb erhält. Aber 
nicht nur auf politischem Gebiet 
dürfte eine Radikalisierung zu er
w arten sein. Auch die sozialpoli
tischen Forderungen werden sich 
verschärfen, wenn die Aufspaltung 
in mehrere Gruppen eine Dauer
erscheinung werden sollte, weil die 
Einzelgruppe attraktive Argumente 
für die M itgliedswerbung benötigt.

Gerade in der Phase der gegen
wärtigen Hochspannung von Preis- 
und Lohnauftriebstendenzen muß 
besonderes Gewicht darauf gelegt 
werden, daß die legitimen, von den 
Gewerkschaften vertretenen Forde-

rungen auf das volkswirtschaftlich 
vertretbare Gesamtinteresse abge
stimmt werden, und daß jeder pro
pagandistische und attraktive Ein
schlag bei der Aufstellung von 
Lohnforderungen unterbleibt. (h)

M arktwirtsdiaftlidie Agrarpreise

D a s  Sozialklima einer Gesellschaft 
w ird von der Preishöhe einer be
stimmten Gruppe von Verbrauchs
gütern in besonderem Masse be
stimmt: dazu gehören die Mieten, 
eine Gruppe von V ersorgungsdien
sten, die Grundnahrungsmittel — 
also die Agrarpreise — und viel
leicht noch die Textilien. Die Stabil
haltung dieser Preisgruppen spielt 
deshalb für die Sozial-, Konjunk
tur-, Preis- und Lohnpolitik eine 
große Rolle. In allen Industrielän
dern tritt in Zeiten des konjunk
turellen Aufschwungs das Phäno
men der Preisschere — d. h. das 
Auseinanderklaffen von Industrie- 
und A grarpreisen — betont in Er
scheinung. Man fordert von der 
Landwirtschaft aus eine m arktge
rechte Preisbildung für landw irt
schaftliche Erzeugnisse, indem man 
auf die Preiserhöhung der landwirt
schaftlichen Produktionsmittel und 
der Arbeitslöhne hinweist. W ir 
müssen uns aber darüber klar sein, 
daß man in dem Augenblick, wo 
man Preisvergleiche mit der Kosten
höhe anstellt, vom Prinzip der klas
sischen M arktwirtschaft abweidit.

Zweifellos ist die Landwirtschaft 
ein Wirtschaftszweig, der den Prin
zipien der M arktwirtschaft nicht 
voll unterworfen werden kann. Und 
das nicht allein aus der Erwägung 
heraus, daß die Landwirtschaft von 
außerwirtschaftlichen Bedingungen 
abhängig ist und durch ihren Pro
duktionsrhythm us der Marktnach
frage nur mit „time lag“ ange
glichen werden kann, sondern in 
erster Linie aus der Erkenntnis 
heraus, daß die Landwirtschaft im 
nationalwirtschaftlichen Gefüge

einen unentbehrlichen Stabilitäts
faktor gegen alle weltwirtschaft
lichen Produktionsschwankungen 
darstellt. Sie w irkt aber auch be
völkerungspolitisch und soziolo
gisch als Ausgleichsmoment.

Diese Vorzugsstellung ist ihr 
jedodi nicht immer von Vorteil 
gewesen. Sie hat auch in den Zei
ten, wo sie dazu in der Lage 
war, lebensnotwendige Rationalisie
rungsmaßnahmen versäumt. Sie ist 
immer ein Protektionskind gewe
sen, und daraus hat die Landwirt
schaft selbst häufig unberechtigte 
Forderungen abgeleitet.

W enn wir heute aus konjunktur- 
und sozialpolitischen Gründen eine 
Erhöhung der Agrarpreise verm ei
den wollen, so bleibt zweifellos im 
gegenwärtigen Augenblick nur der 
Ausweg der Subventionen. Subven
tionen der Verbraucherpreise ste
hen aber im krassen Gegensatz 
zu unserem wirtschaftspolitischen 
Theorem. Nun soll man aber das 
Theorem nicht gar zu sehr über
schätzen! Die Agrarpreissubvention 
kann eine Ausweichmöglichkeit für 
die Übergangszeit bedeuten, in der 
die Durchrationalisierung der Land
wirtschaft mit begünstigten Investi
tionsm itteln erfolgen kann. Dazu 
ist aber eine öffentliche Investi
tionslenkung erforderlich. W enn 
man von landwirtschaftlicher Seite 
aus behauptet, daß es doch gleich
gültig sei, ob der Verbraucher 
höhere Preise bezahle oder durch 
Steuern Subventionsmittel zur Ver
fügung stelle, so stimmt das nicht 
ganz. Denn die Steuern w erden auch 
nicht sinken, wenn die Agrarpreise 
nicht subventioniert werden. (Ip)
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